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Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen eine Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe nach einer
Beendigung seines ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch einen Altersteilzeitvertrag.

Der 1952 geborene KlÃ¤ger war bei der C. AG beschÃ¤ftigt. Er schloss mit seinem
frÃ¼heren Arbeitgeber am 19.12.2006 einen Altersteilzeitvertrag (ATZ-Vertrag),
beginnend mit dem 01.06.2009 im Blockmodell, wonach sein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis am 31.05.2015 endete.

Auf Antrag des KlÃ¤gers gewÃ¤hrte die Beklagte ihm mit Bewilligungsbescheid vom
09.04.2015 vorlÃ¤ufig Arbeitslosengeld (ALG) fÃ¼r den Zeitraum vom 01.06.2015
bis 22.2.2017. Mit Sperrzeitbescheid vom 08.04.2015 stellte die Beklagte eine
12-wÃ¶chige Sperrzeit fÃ¼r den Zeitraum vom 01.06.2015 bis 23.08.2015 fest, weil
der KlÃ¤ger ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes durch den Abschluss des
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Altersteilzeitvertrages seine Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt habe. Hierdurch
verkÃ¼rze sich die Anspruchsdauer um 180 Tage.

Der KlÃ¤ger legte gegen die Bescheide Widerspruch ein, der sich gegen die
Sperrzeit und die HÃ¶he des ALG richte. Ein wichtiger Grund fÃ¼r den Abschluss
des ATZ-Vertrages liege vor, wenn durch den Vertrag eine drohende KÃ¼ndigung
verhindert werde. Auch die Sicherung zukÃ¼nftiger Leistungen mÃ¼sse als
wichtiger Grund anerkannt werden ebenso wie wirtschaftliche Entwicklungen, die
ihn dazu zwÃ¤ngen, wieder arbeiten zu gehen.

Er habe durch Umstrukturierungen bei seinem frÃ¼heren Arbeitgeber die Position
des Niederlassungsleiters mit Gesamtprokura verloren und sei zu einem
Transaktionsmanager mit Handlungsvollmacht degradiert worden. Das
Unternehmen sei in eine wirtschaftliche Schieflage geraten. Durch den Abschluss
des ATZ-Vertrages habe er sich damals auch vor einer Insolvenz des Unternehmens
absichern wollen. Bei Abschluss des Vertrages habe er tatsÃ¤chlich vorgehabt, in
Rente zu gehen. Erst im Jahr 2014 habe er erfahren, dass er einen Anspruch auf
ALG habe. Zudem sei er davon ausgegangen, mit 63 Jahren abschlagsfrei in Rente
gehen zu kÃ¶nnen. Er habe sich deshalb drei Jahre nach Abschluss des Vertrages
beim Versorgungswerk der RechtsanwÃ¤lte erkundigt, ob diese Auffassung richtig
sei. Erst dann habe er erfahren, dass er bei einem Rentenbeginn mit 63 Jahren
erhebliche AbschlÃ¤ge in Kauf nehmen mÃ¼sse. Die Renten mÃ¼ssten inzwischen
versteuert werden, die anhaltende Niedrigzinsphase wirke sich erheblich auf die
VersorgungsbezÃ¼ge aus und die BeitrÃ¤ge der privaten Krankenversicherung
seien deutlich gestiegen.Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch gegen den Sperrzeitbescheid mit
Widerspruchsbescheid vom 06.05.2015 zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger habe durch den
Abschluss des ATZ-Vertrages sein ArbeitsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st und damit seine
Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt. Ein wichtiger Grund hierfÃ¼r liege nicht vor. Sinn
und Zweck des ATZ-Gesetzes sei der nahtlose Ã�bergang von der Altersteilzeit in
den Rentenbezug. Entscheide sich der Arbeitnehmer dazu, sich nach Vertragsende
doch wieder dem Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung zu stellen, liege gerade das
Verhalten vor, das mit einer Sperrzeit belegt werden solle. Etwas anderes gelte nur,
wenn dem Arbeitslosen unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles
und der AbwÃ¤gung der Interessen der Versichertengemeinschaft ein anderes
Verhalten nicht zugemutet werden kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger hat am 15.05.2016 Klage erhoben, mit der er sein Vorbringen aus dem
Widerspruchsverfahren intensiviert. FÃ¼r die damaligen Geschehnisse im
Unternehmen hat er Zeugenbeweis angeboten. Durch die im Jahr 2012
beschlossene Heraufsetzung des Rentenalters mÃ¼sse er nun bei einem GroÃ�teil
seiner AltersbezÃ¼ge nicht mit einer KÃ¼rzung von 24 x 0,3 % d.h. mit 7,2%
rechnen, sondern mit einer KÃ¼rzung von 28 x 0,3 % d.h. 8,4 % AbschlÃ¤gen.

Er beantragt,
unter Aufhebung des Bescheides vom 08.04.2015 und Ã�nderung des Bescheides
vom 09.04.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.05.2015 die
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Beklagte zu verurteilen, ihm auch fÃ¼r die Zeit vom 01.06.2015 bis 23.08.2015
Arbeitslosengeld ohne Minderung der Anspruchsdauer zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.Â 

Sie wiederholt ihr Vorbringen aus dem Widerspruchsverfahren.

Weitere zunÃ¤chst hinsichtlich der Anrechnung von Nebeneinkommen und
ZuschÃ¼ssen zur Krankenversicherung gestellte AntrÃ¤ge hat der KlÃ¤ger nach
Hinweis des Gerichts nicht weiter verfolgt. Die Beklagte hat diesbezÃ¼glichem
Vorbringen des KlÃ¤gers mit Ã�nderungsbescheid vom 21.05.2015,
Widerspruchsbescheid vom 10.06.2015 und Ã�nderungsbescheid vom 09.07.2015
Ã¼berwiegend abgeholfen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.Â 

Der KlÃ¤ger ist durch die angefochtenen Bescheide nicht beschwert im Sinne des Â§
54 Abs. 2 SGG, denn diese sind rechtmÃ¤Ã�ig. Er hat im Zeitraum vom 01.06.2015
bis 23.08.2015 keinen Anspruch auf Zahlung von Arbeitslosengeld, denn die
Beklagte hat fÃ¼r diesen Zeitraum zutreffend den Eintritt einer Sperrzeit
festgestellt. Die Bezugsdauer mindert sich um 180 Tage.

Gegenstand des Verfahrens sind der Sperrzeitbescheid vom 08.04.2015 und der
Leistungsbescheid vom 09.04.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
06.05.2015. Bewilligungsbescheid und Sperrzeitbescheid sind untrennbar
miteinander verbunden und bilden eine Einheit (BSG, Urteil vom 05.08.1999 â�� B 7
AL 14/99 R; v. 12.05.2012 â�� B 11 AL 6/11 R). Daher ist davon auszugehen, dass
sich der Widerspruchsbescheid auf beide Bescheide bezieht, auch wenn er den
Bewilligungsbescheid nicht ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt.Â 

Nach Â§ 159 Abs. 1 Satz 1 SGB III ruht der Anspruch fÃ¼r die Dauer einer Sperrzeit,
wenn sich die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer versicherungswidrig verhalten
hat, ohne dafÃ¼r einen wichtigen Grund zu haben. Nach Â§ 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
SGB III liegt versicherungswidriges Verhalten vor, wenn die oder der Arbeitslose das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st oder durch ein arbeitsvertragswidriges
Verhalten Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gegeben
und dadurch vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig die Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt
hat (Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe).

Der KlÃ¤ger hat durch den Abschluss des Altersteilzeitvertrages sein unbefristetes
ArbeitsverhÃ¤ltnis in ein befristetes umgewandelt. Mit Abschluss des Vertrags am
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19.12.2006 hat er sich bewusst mit Wirkung zum 31.05.2015 von seinem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st. Der KlÃ¤ger hat seine Arbeitslosigkeit auch
grob fahrlÃ¤ssig herbeigefÃ¼hrt, da er bei Abschluss des Aufhebungsvertrages
keine Aussicht auf ein AnschlussarbeitsverhÃ¤ltnis hatte (BSG v. 13.08.1986, 7 Rar
1/86). Er hat die fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit maÃ�gebliche
BeschÃ¤ftigungslosigkeit ( BSG, Urteil vom 05.08.1999 â�� B 7 AL 14/99 R; v.
25.04.2002 â�� B 11 AL 65/01 R) zum 31.05.2015 bewusst in Kauf genommen.Â 

Der KlÃ¤ger hatte keinen wichtigen Grund im Sinne der gesetzlichen Regelungen,
der den Eintritt einer Sperrzeit verhindert. Das Institut der Sperrzeit dient dazu,
Manipulationen des in der Arbeitslosenversicherung gedeckten Risikos
entgegenzuwirken. Die Versichertengemeinschaft soll typisierend gegen
RisikofÃ¤lle geschÃ¼tzt werden, deren Eintritt der Versicherte selbst zu vertreten
hat bzw. die durch ein Zusammenwirken von Arbeitgeber und Arbeitnehmer
entstehen (BSG 84, 225, 230). Ã�ber das Vorliegen eines wichtigen Grunds ist unter
BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalls zu entscheiden. Eine Sperrzeit
soll nur eintreten, wenn dem Versicherten unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalls und unter AbwÃ¤gung seiner Interessen mit den
Interessen der Versichertengemeinschaft ein anderes Verhalten zugemutet werden
kann. Dies ist nicht nach den subjektiven Vorstellungen des Arbeitslosen zu
beurteilen, sondern ein wichtiger Grund im Sinne des Sperrzeitrechts muss objektiv
gegeben sein (BSG, Urteil vom 14.09.2010 â�� B 7 AL 33/09 R; v. 02.05.2012 â�� B
11 AL 6/11 R). FÃ¼r die Beurteilung des wichtigen Grundes ist hierbei auf den
Zeitpunkt des LÃ¶sungstatbestandes abzustellen, vorliegend den Abschluss des
Vertrages vom 19.12.2006.

Ein wichtiger Grund ist vorliegend nicht nachgewiesen. Ein solcher ist
anzuerkennen, wenn der Arbeitnehmer bei Abschluss einer
Altersteizeitvereinbarung beabsichtigt hatte, nach deren Ende nahtlos aus dem
Arbeitsleben auszuscheiden (BSG, Urteil vom 21.07.2009 â�� B 7 AL 6/08 R). Dies
ergibt sich unter BerÃ¼cksichtigung der Ã�berlegungen des Gesetzgebers zur
EinfÃ¼hrung der Altersteilzeit. Regelungsziel war es, die Praxis der
FrÃ¼hverrentung durch eine sozialvertrÃ¤gliche MÃ¶glichkeit eines gleitenden
Ã�bergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand (Altersteilzeitarbeit) abzulÃ¶sen
(BR-Drs. 208/96, S 1, 22). Einem Arbeitnehmer, der sich entsprechend dieser
Gesetzesintention verhÃ¤lt, ist der Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung nicht
vorzuwerfen. Dem Ziel des Altersteilzeitgesetzes, eine Nahtlosigkeit zwischen der
AltersteilzeitbeschÃ¤ftigung und dem Rentenbeginn â�� ohne den Zwischenschritt
der Arbeitslosigkeit mit Leistungsbezug durch die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit â�� zu
erreichen, kann nur Rechnung getragen werden, wenn nach der Altersteilzeit auch
tatsÃ¤chlich nahtlos eine Rente beantragt werden sollte (BSG, Urteil vom
21.07.2009 â�� B 7 AL 6/08 R).Â 

FÃ¼r die Prognose ist unter anderem von Bedeutung, von welchen
Voraussetzungen der Arbeitnehmer bei Abschluss des ATZ-Vertrages ausgegangen
ist. Die Beurteilung seines kÃ¼nftigen Verhaltens ist damit abhÃ¤ngig von der
rentenrechtlichen Situation und davon, ob beziehungsweise wie der Arbeitnehmer
diese unter BerÃ¼cksichtigung welcher Kenntnisse beziehungsweise Nachfragen
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bei sachkundigen Stellen eingeschÃ¤tzt hat (vgl. BSG, a. a. O., Rd. 14). Ferner kann
sich ein wichtiger Grund daraus ergeben, dass dem Arbeitnehmer, wenn er nicht die
entsprechende Vereinbarung mit dem vormaligen Arbeitgeber getroffen hÃ¤tte,
eine betriebsbedingte KÃ¼ndigung gedroht hÃ¤tte (BSG, Urteil vom 21.07.2009 Â  
B 7 AL 6/08 R).Â 

Vorliegend gibt es aber weder Nachweise dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger bei Abschluss
des Altersteilzeitvertrages am 19.12.2006 tatsÃ¤chlich die Absicht hatte, am
31.05.2015 aus dem Erwerbsleben auszuscheiden, um Altersrente in Anspruch zu
nehmen, noch finden sich Anhaltspunkte, die bei prognostischer Betrachtung eine
entsprechende Annahme stÃ¼tzen wÃ¼rden.

Das Vorbringen des KlÃ¤gers, aufgrund des Hinausschiebens des Rentenalters von
65 auf 67 Jahren erhÃ¶he sich fÃ¼r einen wesentlichen Teil seiner RentenbezÃ¼ge
die HÃ¶he der AbschlÃ¤ge fÃ¼r die Inanspruchnahme der Versorgung mit 63 Jahren
von 7,2 % auf 8,4 %, stÃ¼tzt diese Annahme nicht. Die Unterzeichnung des
Altersteilzeitvertrages noch im Jahr 2006 verhinderte fÃ¼r den vor 1955 geborenen
KlÃ¤ger aufgrund der Ã�bergangsregelung des Â§ 235 Abs. 2 S. 3 SGB VI die
Anhebung des Rentenalters in der gesetzlichen Rentenversicherung. Dies war dem
KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung bewusst. Er erkundigte sich
jedoch nach seinen Angaben nicht darÃ¼ber, wie sich die Anhebung des
Rentenalters auf seine Ã¼brigen Versorgungsbestandteile auswirken wÃ¼rde und
ob dort â�� wie in der gesetzlichen Rentenversicherung â�� die Schwerbehinderung
des KlÃ¤gers eine abschlagsfreien Rente bzw. die Inanspruchnahme von
VersorgungsbezÃ¼gen bereits mit 63 Jahren ermÃ¶gliche. Der KlÃ¤ger hat
AnsprÃ¼che aus der Versorgung der RechtsanwÃ¤lte, aus einem
berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk aus dem Bankenbereich sowie aus einer
betrieblichen Altersversorgung und weiteren Zusatzversorgungen. Ã�ber die zu
erwartende HÃ¶he der AnsprÃ¼che aus diesen fÃ¼nf VersorgungsvertrÃ¤gen holte
der KlÃ¤ger sich vor Abschluss des Altersteilzeitvertrages keine konkrete Auskunft
ein. Erst drei Jahre nach Abschluss des Altersteilzeitvertrages erkundigte er sich
beim Versorgungswerk der RechtsanwÃ¤lte, ob aufgrund seiner Schwerbehinderung
eine abschlagsfreie Rente mit 63 Jahren mÃ¶glich ist.Â 

Zum Zeitpunkt der LÃ¶sung seines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses hat der KlÃ¤ger
keine konkrete Prognose getroffen, wie hoch seine spÃ¤teren RentenbezÃ¼ge bzw.
seine Versorgung ausfallen wÃ¼rden. Eine Verschlechterung einer solchen
Prognose ist damit nicht eingetreten. Es ist ohnehin fraglich, ob seine Versorgung
mit Vollendung des 63. Lebensjahres tatsÃ¤chlich geringer ausgefallen wÃ¼rde, als
ihm dies im Jahr 2006 prognostiziert worden wÃ¤re. Denn seit 2006 gab es auch
deutliche Steigerungen in der RentenhÃ¶he. Eine allgemeine Verschlechterung der
finanziellen Lage des KlÃ¤gers aufgrund der niedrigen Zinsen, der ErhÃ¶hung seiner
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge und der Besteuerung der Renten musste der
KlÃ¤ger bei der Entscheidung Ã¼ber den Abschluss des Altersteilzeitvertrages
einkalkulieren. Da der KlÃ¤ger sich Ã¼ber die konkret zu erwartende HÃ¶he seiner
VersorgungsbezÃ¼ge keine Kenntnis verschafft hat, kann nicht davon ausgegangen
werden, dass er es bei Abschluss des Altersteilzeitvertrages nicht auch in Betracht
gezogen hat, die Zeit bis zur Inanspruchnahme seiner VersorgungsbezÃ¼ge mit
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dem Bezug von Alg zu Ã¼berbrÃ¼cken.Â 

Andere wichtige GrÃ¼nde, wie die Drohung mit einer rechtmÃ¤Ã�igen,
betriebsbedingten KÃ¼ndigung zum selben Beendigungszeitpunkt sieht das Gericht
nicht.

Eine konkrete Drohung mit einer KÃ¼ndigung vor Abschluss des Vertrages lag nach
dem eigenen Vortrag des KlÃ¤gers nicht vor. Das Gericht konnte deshalb von der
Vernehmung der vom KlÃ¤ger benannten Zeugen, welche die damaligen
UmstÃ¤nde im Unternehmen bestÃ¤tigen sollten, absehen. Der KlÃ¤ger hat
angegeben, ihm sei â�� ebenso wie anderen Mitarbeitern, die hierfÃ¼r in Betracht
kamen â�� schriftlich das Angebot eines Altersteilzeitvertrages gemacht worden,
ohne dass zuvor ein PersonalgesprÃ¤ch stattgefunden habe. Der Grund fÃ¼r den
KlÃ¤ger, den Vertrag abzuschlieÃ�en, war nicht die Androhung einer KÃ¼ndigung
sondern die BefÃ¼rchtung, das sich in einer wirtschaftlich schwierigen Situation
befindende Unternehmen kÃ¶nne in Insolvenz geraten. Ein Insolvenzrisiko war aber
zum Zeitpunkt des Abschlusses des Aufhebungsvertrages nicht so konkret, dass der
KlÃ¤ger davon ausgehen konnte, dass sein ArbeitsverhÃ¤ltnis aufgrund einer
ZahlungsunfÃ¤higkeit seines Arbeitgebers beendet werden wÃ¼rde. Der KlÃ¤ger
hat nach Abschluss des Altersteilzeitvertrages noch jahrelang im Unternehmen
gearbeitet. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis endete â�� wie geplant â�� erst etwa 8 1/2 Jahre
nach Unterzeichnung des Altersteilzeitvertrages. Auch die Verschlechterung seiner
Position im Unternehmen, d.h. die Degradierung von der Position des
Niederlassungsleiters mit Gesamtprokura zum Transaktionsmanager mit
Handlungsvollmacht, stellen keinen wichtigen Grund dar, zu Lasten der
Versichertengemeinschaft das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ohne Aussicht auf einen
Anschlussarbeitsvertrag zu beenden. Es mag fÃ¼r den KlÃ¤ger die richtige und
objektiv nachvollziehbare Entscheidung gewesen sein, sein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis fÃ¼r einen Zeitraum von mehr als acht Jahren
abzusichern. Ein wichtiger Grund im Sinne der Sperrzeitregelung liegt indes nicht
vor.Â 

Den Beginn und die Dauer der Sperrzeit hat die Beklagte zutreffend festgestellt. Die
Sperrzeit beginnt gemÃ¤Ã� Â§ 159 Abs. 2 Satz 1 SGB III mit dem Tag nach dem
Ereignis, das die Sperrzeit begrÃ¼ndet hat. Im Falle eines Altersteilzeitvertrages im
Blockmodell beginnt die Sperrzeit erst mit dem Ende der Freistellungsphase
(Bayerisches LSG v. 02.12.2015 â�� L 10 AL 52/15; Karmanski in Brand, SGB III, 7.
Auflage, Â§ 159 Rn. 139), denn maÃ�gebliches Ereignis ist der Eintritt der
BeschÃ¤ftigungslosigkeit (BSG, Urteil vom 21.07.2009 â�� B 7 AL 6/08 R).

Die Dauer der Sperrzeit betrÃ¤gt gemÃ¤Ã� Â§ 159 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1
SGB III zwÃ¶lf Wochen. Die Sperrzeit war nicht wegen einer besonderen HÃ¤rte
gemÃ¤Ã� Â§ 159 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2b SGB III auf sechs Wochen zu verkÃ¼rzen. Die
Annahme einer besonderen HÃ¤rte ist gerechtfertigt, wenn nach den
GesamtumstÃ¤nden des Einzelfalles der Eintritt einer Sperrzeit mit der Regeldauer
objektiv als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig anzusehen istÂ 

Anhaltspunkte hierfÃ¼r sieht das Gericht nicht. Der KlÃ¤ger konnte sich frei
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entscheiden, mit 63 in Rente zu gehen und wegen des vorzeitigen Rentenbezugs
bei den Versorgungswerken bzw. Zusatzversorgungen AbschlÃ¤ge in Kauf zu
nehmen â�� die gesetzliche Rente stand ihm bereits mit 63 Jahren abschlagsfrei zu.
Er hat die Alternative gewÃ¤hlt, sich erneut dem Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung zu
stellen. Damit hat er einen Anspruch auf Arbeitslosengeld, unter BerÃ¼cksichtigung
der festgestellten Sperrzeit und einer Anspruchsminderung. Er kann aber einen
GroÃ�teil der Zeit bis zum Bezug einer abschlagsfreien Rentenversorgung
Ã¼berbrÃ¼cken. Diese beiden Alternativen hÃ¤tte der KlÃ¤ger als Rechtsanwalt
bereits bei Abschluss des Altersteilzeitvertrages erkennen kÃ¶nnen bzw. er hÃ¤tte
sich entsprechende AuskÃ¼nfte einholen kÃ¶nnen.Â 

Die Minderung der Anspruchsdauer um 180 Tage (ein Viertel der Anspruchsdauer)
folgt aus Â§ 148 Abs. 1 Nr. 4 SGB III. Hierbei handelt es sich um eine Rechtsfolge
der Sperrzeit. Der Anspruch auf Arbeitslosengeld mindert sich um die Anzahl der
Tage einer Sperrzeit; in den FÃ¤llen einer Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen mindestens
jedoch um ein Viertel der Anspruchsdauer, die der oder dem Arbeitslosen bei
erstmaliger ErfÃ¼llung der Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf
Arbeitslosengeld zusteht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 19.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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